rn 


Geſetz⸗ Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. I. — 


(Nr. 2784.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 23. Oktober 1846., betreffend die den Kreis⸗ 
ſtaͤnden des Glatzer Kreiſes in Bezug auf die Unterhaltung der Chauſſee 
von Glatz nach Neurode bewilligten fiskaliſchen Vorrechte. 


Nate Ich am heutigen Tage das von den Kreisſtaͤnden des Kreiſes 
Glatz am 6. Auguſt d. J. vollzogene Statut wegen kuͤnftiger Unterhaltung 
der von denſelben erbauten Chauſſee von Glatz nach Neurode beſtaͤtigt habe, 
beſtimme Ich hierdurch nach Ihrem Antrage, daß die Vorſchriften der Verord⸗ 
nung vom 11. Juni 1825. (Geſetzſammlung Seite 152.) wegen Entnahme 
von Chauſſeeneubau- und Unterhaltungsmaterialien von benachbarten Grund⸗ 
ſtuͤcken auf die oben bezeichnete Straße Anwendung finden ſollen. — Zugleich 
will Ich dem Glatzer Kreisverbande das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes für 3 Meilen nach dem jederzeit fir die Staatschauſſeen geltenden Ta⸗ 
rife verleihen. Auch ſollen alle fuͤr die letzteren beſtehenden polizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen, insbeſondere die Verordnung vom 7. Juni 1844. das Verfahren 
bei Unterſuchung und Beſtrafung von Chauſſeegeld⸗ und Chauffeepolizei= Kon: 
traventionen betreffend, auf dieſe Straße eu finden. 
Sie haben dieſen Befehl durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kennt: 
niß zu bringen. 
Sansſouci, den 23. Oktober 1846. | 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter v. Bodelſchwingh und v. Duesberg. 


Jahrgang 1847. (Nr. 2781-2786.) 1 (Nr. 2785.) 
Ausgegeben zu Berlin den 21. Januar 1847. 


ie 


(Nr. 2785.) Mlerhöchfte Kabinetsorder vom 11. Dezember 1846., betreffend die Druckſchrif⸗ 
ten, welche Veroͤffentlichungen uͤber die Verhandlungen der Preußiſchen 
Staͤndeverſammlungen enthalten. 


U. die Vorſchriften der Zenſurgeſetze mit denen der ftandifchen Geſetzgebung 
wegen der Veroͤffentlichungen über den Gang der Verhandlungen der Preu— 
ßiſchen Staͤndeverſammlungen, insbeſondere mit der Order vom 2. November 
1833. (Geſetzſammlung 1834. pag. 91.) und Meinen Propoſitionsdekreten vom 
23. Februar und 30. April 1841. in Einklang zu bringen, und die aus der 
Vergleichung jener und dieſer Vorſchriften entftandenen Zweifel zu beſeitigen, 
beſtimme Ich, auf den Antrag des Staatsminiſteriums, daß die Vorſchrift 
unter Nr. 3. H. 1. der Verordnung vom 30. Juni 1843. nicht lediglich auf 
Zeitungen und Zeitſchriften angewendet werden, ſondern fuͤr Schriften aller 
und jeder Art und auch für ſolche Veröffentlichungen maaßgebend ſein ſoll, 
welche zu einer anderen Zeit, als waͤhrend der Dauer der Staͤndeverſammlun— 
gen, erfolgen. — Gleichzeitig ſetze Ich feſt, daß der Debit ſolcher Schriften, 
deren Inhalt dieſer Beſtimmung zuwiderlaͤuft, nach Vorſchrift der Hh. 6,17. 
und 11. Nr. 2. der Verordnung vom 23. Februar 1843. zu verbieten iſt, ohne 
Unterſchied, ob dieſelben der inlaͤndiſchen Zenſur unterlagen oder nicht. 
u Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß 
u bringen. N 
i Charlottenburg, den 11. Dezember 1846. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2786.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 21. Dezember 1846., betreffend die Verguͤtung 
von Partialbraͤnden bei der Weſtpreußiſchen adeligen Feuerſozietaͤt. 


Nc Ihrem Antrage in dem Bericht vom 20. v. Mts. genehmige und 
beſtimme Ich hiermit, daß zur Verguͤtung von Partialbraͤnden auch bei der 
Weſtpreußiſchen adeligen Feuerſozietaͤt fortan nicht mehr nach Vorſchrift des 
$. XII. des Sozietatsreglements vom 24. Oktober 1789. die ganze Ver⸗ 
ſicherungsſumme gezahlt, ſondern in Gemaͤßheit und nach naͤherer Beſtimmung 
der fuͤr die Weſtpreußiſche Domainen = Feuerfozietät ergangenen Order vom 
21. November 1830. (Geſetzſammlung pro 1831. Seite 1.) nur der wirkliche 
Verluſt erſetzt werden ſoll. — Sie haben dieſen Meinen Befehl durch die 
Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Charlottenburg, den 21. Dezember 1846. 


Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Kabinetsminiſter v. Bodelſchwingh. 


(Nr. 2787.) 


EEE ee 


(Ir. 2787.) Geſetz, betreffend die Stempel: und Gerichtskoſten in Vormundſchaften und 
Kuratelen. Vom 23. Dezember 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen wegen der Stempel- und Gerichtskoſten in denjenigen Vormundſchafts⸗ 
und Kuratelſachen, die nicht ſchon nach den beſtehenden Geſetzen koſtenfrei 
bearbeitet werden muͤſſen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, nach 
Anhörung Unſerer getreuen Staͤnde, und nach vernommenem Gutachten einer 
aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion, fuͤr den ganzen Um⸗ 
fang Unſerer Monarchie, was folgt: 


1 


. 

In Vormundſchafts⸗ und Kuratelſachen ſollen kuͤnftig fuͤr alle Verhand⸗ 
lungen, welche zum inneren Geſchaͤftsverkehr zwiſchen den vormundſchaftlichen 
Gerichten und den Pflegebefohlenen oder deren Vormuͤndern und Kuratoren 
gehören, insbeſondere für Anzeigen, Berichte und Vernehmungen der Pflege- 

efohlenen, der Vormuͤnder und Kuratoren oder ihrer Stellvertreter, für Le⸗ 
gung, Abnahme und Decharge der Rechnungen, ſowie fuͤr Verfuͤgungen der 
vormundſchaftlichen Gerichte, dieſelben mögen die Perſon des Bevormundeten 


oder deſſen Vermoͤgen betreffen, weder Stempel- noch Gerichtsgebuͤhren erho⸗ 
ben werden. 


$. 2. 

Dagegen verbleibt es bei der bisherigen Stempel- und Koſtenpflichtigkeit 
aller der Berhandlungen, die auch in Beziehung auf dritte Perſonen, außer 
dem Vormunde, Kurator und Pflegebefohlenen, von rechtlicher Wirkung ſein 
ſollen, und insbeſondere aller in e Form ausgefertigten Urkunden, 
von denen der Vormund oder Kurator gegen dritte Perſonen oder Behoͤrden 
Gebrauch machen ſoll, imgleichen aller Verhandlungen, welche die Siegelung, 
Inventur, Abſchaͤtzung, Sicherſtellung, Ermittelung des Vermoͤgens und die 
Erbregulirung betreffen, und nicht in ng des Vormundes oder Kurators 

n 


und in Erlaſſen an ihn beſtehen, die ſei erhalten bei dieſen Verhandlungen 
leiten ſollen. 


3. 

Die Stempel- und Gebuͤhrenfreiheit F. 1.) erſtreckt ſich auch auf die 
Depoſitalertrakte der Gerichte 95 di —— der Koͤniglichen Bank uͤber die 
Annahme von Geldern und andern Vermoͤgensſtuͤcken, ſowie auf die Quittun⸗ 
gen uͤber die Auslieferung ſolcher Gelder und Vermoͤgensſtuͤcke, inſofern die 
Einnahme oder Ausgabe nur einen Akt der Verwahrung oder Verwaltung des 
Vermoͤgens ausmacht und nicht als Tilgung von Verbindlichkeiten in Bezie— 
hung auf dritte Perſonen zu bezeichnen iſt. Die von den Vormuͤndern oder 


Kuratoren zur Belegung ihrer Re nungen beizubringenden Privatquittungen 
ſind ſtempelfrei 8 e i i 
(Nr. 2787,) §. 4. 


ie — 


ö $. 4. 

Die Koſtenfreiheit der in $$. 1. und 3. bezeichneten Verhandlungen 
erſtreckt ſich nicht auf baare Auslagen, Kalkulaturgebuͤhren, Kopialien, imglei⸗ 
3 ſolche Gebuͤhren, welche einem Beamten als Emolumente angewie- 
en ſind. R 

Im Bezirk des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu Köln find jedoch die 
Kopialien (Gerichtsſchreiber⸗Gebuͤhren) nur in ſoweit einzuziehen, als ſie ein 
Emolument der Gerichtsſchreiber ſind. Der zu den Staatskaſſen fließende 
Antheil bleibt außer Anſatz. 


§. 5. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen kommen in allen Faͤllen zur Anwen⸗ 
dung, in denen die Gerichtsgebuͤhren und Stempel noch nicht eingezogen, oder 
die für Stempel eingezogenen Beträge zu deren Ankaufe noch nicht verwendet 
worden ſind. 


$. 6. 

Auf Vormundſchaften und Kuratelen uͤber Abweſende, uͤber unbekannte 
Intereſſenten, iiber Verſchwender und zu einer längeren Freiheitsſtrafe verur— 
theilte Verbrecher, imgleichen auf Kuratelen uͤber Fideikommiſſe und Familien⸗ 
ſtiftungen, finden die Beſtimmungen dieſes Geſetzes keine Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhandigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 23. Dezember 1846. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. v. Savigny. Uhden. v. Duͤesberg. 


Beglaubigt: 
Bode. 


